
LANDTAG RHEINLAND-PFALZ 
18. Wa hlperiode

b. w.

A n t w o r t

des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau

auf die Kleine Anfrage des Abgeordneten Stephan Wefelscheid (FREIE WÄHLER)
– Drucksache 18/105 –

Entwicklung der Materialpreise in der Bauwirtschaft

Die Kleine Anfrage – Drucksache 18/105 – vom 31. Mai 2021 hat folgenden Wortlaut:

In der Baubranche macht sich derzeit große Sorge über die massiven Preissteigerungen von Materialien wie Bauholz, Dämmstoffen, 
Metallen u. ä. breit. Baumaterialien sind, wenn sie überhaupt noch verfügbar sind, nur gegen hohe Preisaufschläge erhältlich.  
Ursächlich sind offenbar mehrere Faktoren: Zum einen hat die Corona-Pandemie offenbar zu einer verstärkten Nachfrage auch im 
privaten Bereich geführt, zum anderen ist Kanada zurzeit wegen eines massiven Schädlingsbefalls der Wälder für den Weltmarkt 
nicht lieferfähig. Auch die Produktion des Rohstoffs Styrol ist stellenweise eingebrochen, was nicht nur zur Verknappung von 
Dämmmaterial führt, sondern auch damit zusammenhängende Lieferketten betrifft. Verstärkt wird diese Verknappung durch eine 
vermehrte Exporttätigkeit von Materialien und Rohstoffen nach China und in die USA.
Trotz voller Auftragsbücher befürchten viele Handwerksbetriebe, ihre Aufträge nicht mehr ausführen zu können und Kurz-
arbeit anmelden zu müssen. Sollte sich die massive Preissteigerung in diesem Ausmaß fortführen, so ist gerade im Handwerk mit  
Insolvenzen zu rechnen, da die meisten Bauleistungsverträge mit festen Einheitspreisen gestaltet sind und die Handwerker diese 
nur noch mit Verlusten abschließen können. Im Ergebnis muss auch bei Bauvorhaben der öffentlichen Hand mit einer erheblichen 
Preissteigerung, unter Umständen sogar mit einem Baustopp wegen Materialmangels gerechnet werden.
Vor diesem Hintergrund frage ich die Landesregierung:
1.	 Bei welchen geplanten Bauvorhaben des Landes muss mit einer deutlichen Verteuerung der Baukosten und in welcher Höhe 

gerechnet werden?
2.	 Zieht es die Landesregierung zur Unterstützung der heimischen Bauwirtschaft in Erwägung, sich bei laufenden Projekten an 

den Mehrkosten für Material zu beteiligen, um die Gefahr von vermehrten Insolvenzen von Handwerksbetrieben zu mildern?
3.	 Plant die Landesregierung wegen der aktuellen Situation am Holzmarkt eine Erhöhung der Einschlagzahlen, und wenn ja in 

welchem Umfang?
4.	 Gibt es Überlegungen der Landesregierung, als kurzfristige Maßnahme eine Exportbeschränkung für einheimisches Holz oder 

gar ein Exportverbot für einheimisches Holz anzustoßen. Wenn nein, warum nicht?

Das Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau hat die Kleine Anfrage namens der Landesregierung 
mit Schreiben vom 21. Juni 2021 wie folgt beantwortet:
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Zu Frage 1:

Bei vielen Hochbauvorhaben des Landes muss derzeit in den verschiedenen Auftragssegmenten mit einer Verteuerung der Bau-
kosten gerechnet werden. Bei aktuellen Vergabeverfahren ist landesweit zu erkennen, dass es entweder hinsichtlich der Preise zu 
deutlich erhöhten oder zu keinen Angebotsabgaben kommt. Auch für zukünftige Vergabeverfahren sind teils deutlich erhöhte 
Angebotspreise zu erwarten. Daher gestaltet es sich zunehmend schwierig, dass Vergabeprozesse ohne Anpassungen des Kosten-
rahmens oder der Bauzeitenkalkulation abgeschlossen werden. Hiervon sind durchweg alle Bauvorhaben des Landes betroffen, 
d. h. Instandhaltungsmaßnahmen sowie Kleine (KNUE) und Große Neu-/Um-/Erweiterungsbaumaßnahmen (GNUE). 

Die Verteuerung der Baukosten ist dabei auf zahlreiche Faktoren zurückzuführen („allgemeine Baupreissteigerung“), die Material-
preissteigerung ist nur einer dieser Faktoren. Eine maßnahmenbezogene gesonderte Auswertung deutlicher Verteuerungen der 
Baukosten aufgrund von Materialpreissteigerungen ist sehr aufwendig und wird nicht vorgenommen.

Im Straßenbau sind für die maßgeblichen Baustoffe bislang von Auftragnehmerseite keine signifikanten Probleme hinsichtlich der 
Finanzierbarkeit bei der Baustoffbeschaffung an den Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz (LBM) kommuniziert worden. Mit 
deutlichen Verteuerungen wird daher im Landesstraßenbau vorerst nicht gerechnet.
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Zu Frage 2:

Die Lieferprobleme infolge von Materialmangel sind dem Landesbetrieb LBB bekannt. In einschlägigen Fällen werden gegebenen-
falls gemeinsam mit den Bauunternehmen projektbezogene Lösungen gesucht und auch alternative Beschaffungen zur Unterstüt-
zung der Baufirmen geprüft. 

Zum möglichen Umgang mit aktuellen Materialengpässen und Preissteigerungen hat das Bundesministerium des Innern, 
für Bau und Heimat für den Bereich der Hochbaumaßnahmen des Bundes mit Datum vom 21. Mai 2021 ein Rundschreiben 
(Az. BW I 7 – 70437/9#3) erlassen, dessen Inhalt vom Land für den Bereich seiner Hochbaumaßnahmen bereits übernommen 
wurde. Dies betrifft etwa die Einbeziehung von Stoffpreisklauseln oder die Anpassung von Vertragsfristen.

Sowohl die projektbezogenen Maßnahmen des Landesbetriebs LBB und des Landes als auch die spezifischen Regelungsanpassun-
gen des Bundes zur Abfederung der Auswirkungen der Corona-Pandemie tragen der Situation der Bauwirtschaft Rechnung und 
können im Einzelfall dazu beitragen, auch die Gefahr von Insolvenzen von Bauunternehmen zu vermindern.

Sollten bei laufenden Straßenbauaufträgen seitens der Auftragnehmer Forderungen nach Vergütungsanpassungen vorgelegt wer-
den, wird der LBM sich nach Maßgabe der vertragsrechtlichen und haushaltrechtlichen Möglichkeiten damit auseinandersetzen 
und im Einzelfall gemeinsam mit den Auftragnehmern nach verträglichen Lösungen suchen.

Zu Frage 3:

Bundesweit wird derzeit über eine Verknappung von „Holz“ auf den Inlandsmärkten berichtet. Dies bezieht sich auf „Schnitt-
holzprodukte“, die in jüngerer Zeit vielerorts eine Verknappung und Verteuerung erfahren haben. Die Lage stellt sich für das vom 
Waldbesitz bereitgestellte und in den zurückliegenden Jahren kalamitätsbedingt vermehrt angefallene „Rund-“ oder „Rohholz“, 
dem Vorprodukt der Schnittholzproduktion, anders dar. 

Die Märkte für Rund- und Schnittholz haben sich jüngst aufgrund gegenläufiger Entwicklungen stärker entkoppelt.

Das forstbetriebliche Angebot an Rundholz hat im vergangenen Jahr ein kalamitätsbedingtes Allzeithoch erreicht und ist nicht 
ursächlich für die aktuelle Situation an den Schnittholzmärkten. Diese hängt vielmehr mit einer in jüngerer Zeit enorm gestiegenen 
In- und Auslandsnachfrage zusammen, die zu Preissteigerungen und Verknappungen des Schnittholzes geführt hat. Auf die Dis-
tribution und Preisfindung beim Schnittholz hat das Land keinen Einfluss. Generell findet die Preisfindung für das Rund, wie für 
das Schnittholz an offenen Märkten statt, die von der Landesregierung nicht beeinflusst werden.

Die Forstbetriebe sind auch im laufenden Jahr weiterhin verbreitet mit der Aufarbeitung von Kalamitätsholz befasst. Stand Mitte 
Mai 2021 sind nach Schätzung von Landesforsten in der Holzartengruppe Fichte knapp 1,2 Mio. Festmeter (fm) über alle Wald-
besitzarten aufgearbeitet worden. Das Aufkommen an Kalamitätsholz wird sich im Zuge der Wiederaufnahme der Borkenkäfer-
aktivität im Laufe der Vegetationsperiode im Übrigen weiter steigern und dem Markt zugeführt werden.

Im Übrigen unterliegt das Einschlagsverhalten der Forstbetriebe im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben deren unternehmerischen 
Entscheidungen und kann seitens der Landesregierung, abgesehen vom Staatswald, nicht vorgegeben werden. 

Ein zusätzlicher Einschlag von Frischholz im Staatswald würde über den Hiebssatz, der die nachhaltigen Nutzungsmöglichkeiten 
begrenzt, weit hinausgehen und schließt sich aus.

Zu Frage 4:

Die Landesregierung besitzt keine Kompetenz zur Regelung des Außenhandels der Bundesrepublik und erwägt schon aus diesem 
Grund keine derartigen Maßnahmen. Zudem ist die Nachfrage auf dem Holzmarkt auch innerhalb Deutschlands und des euro-
päischen Binnenmarkts sehr hoch. Ein Exportverbot, das zudem eine Verletzung des freien Welthandelssystems darstellen würde, 
erscheint vor diesem Hintergrund nicht erfolgsgeneigt.

Daniela Schmitt
Staatsministerin


